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Praambel

Fir Leistungen im Bereich Erndhrungsberatung (EB) und Erndhrungstherapie (ET) sind die er-
forderlichen Qualifikationen und Zugangsvoraussetzungen fiir Anbietende der Leistung (Aus-
bildung, Hochschulstudium, Fort- und Weiterbildung, Berufs-/Praxiserfahrung) uneinheitlich
geregelt. Das Erbringen von Leistungen im Bereich der ET und Pravention (EB) bedarf ein ho-
hes Mal an Professionalitat. Entsprechend entstand der Beruf der Didtassistenten zum Ende
des 19. Jahrhunderts. Der Gesundheitsfachberuf der Didtassistenten wurde als Heilberuf ba-
sierend auf dem Artikel 74 Abs. 1 Nr. 19 Grundgesetz, welcher ... die Zulassung zu arztlichen
und anderen Heilberufen und zum Heilgewerbe" regelt, anerkannt. 1973 wurde ein erstes Be-
rufsgesetz mit bundeseinheitlicher Ausbildungs- und Priifungsordnung erstellt und tGberarbei-
tet. Neben der berufsfachschulischen Ausbildung der Diatassistenten entwickelten sich tber
die Jahrzehnte mehr als 60 Studiengange im Bereich der Erndahrungswissenschaften und
Oecotrophologie mit ungeregelten Studieninhalten und -schwerpunkten. Bisher existieren
keine einheitlichen berufsrechtlichen Regelungen, die einen rechtlichen Rahmen fiir Anbie-
tende ohne Diatassistentenausbildung ermdglichen.

Im Sinne des Verbraucherschutzes und des Patientenschutzes und der Professionalisierung
der Berufsausiibung im Bereich ET und EB soll ein jeweils einheitliches Mindest-Qualifikati-
onsniveau der Leistungsanbietenden unabhangig gepriift und nachvollziehbar dokumentiert
offentlich sichtbar gemacht werden. Zur Erbringung dieser Leistung erfolgt die Griindung von
E-Zerte. V..

Die Ausgangssituation stellt sich wie nachfolgend beschrieben dar.

Lediglich fiir das Handlungsfeld Erndhrung im Bereich Pravention (§ 20 SGB V) und fiir die
Erbringung des Heilmittels ambulante Erndahrungstherapie bei seltenen angeborenen Stoff-
wechselerkrankungen und Mukoviszidose (Cystische Fibrose-CF) (§ 125 SGB V) sind die An-
bieterqualifikationen (im Leitfaden Pravention) bzw. die Zulassungsvoraussetzungen (in An-
lage 5 zum Vertrag nach § 125 Absatz 1 SGB V) eindeutig definiert. Die Regelungen der Zu-
lassungsvoraussetzungen von Studienabsolventinnen/Studienabsolventen oecotrophologi-
scher, ernahrungswissenschaftlicher oder verwandter Studiengebiete erfolgte auf Basis der
Ausbildungs- und Prifungsordnung der Diatassistenten.

ET fur alle anderen Indikationen ist nicht im SGB V verankert. Gemal § 43 SGB V kann eine
Krankenkasse ,Erganzende Leistungen zur Rehabilitation” und Patientenschulungsmalinah-
men fiir chronisch Kranke (ET) ganz oder teilweise erbringen oder férdern, wenn dies satzungs-
gemal vorgesehen ist. Durchflihren diirfen diese Schulungen gemaRl der gemeinsamen Emp-

fehlungen zur Foérderung und Durchfiihrung von Patientenschulungen auf Grundlage § 43



Abs.1 Nr. 2 SGB V Fachkrafte mit einem staatlich anerkannten Berufsabschluss im Bereich
Erndhrung (Diatassistent/Diatassistentin, Oecotrophologe/Oecotrophologin (Erndhrungswis-
senschaftliche Ausrichtung mit Abschluss Diplom, Master oder Bachelor), Erndhrungswissen-
schaftler/Erndhrungswissenschaftlerin (mit Abschluss Diplom, Bachelor oder Master ), die in

den zur Anwendung kommenden Ernahrungsinterventionen geschult sind.

Bei den Krankenkassen ist es bislang gangige Praxis, die Vorlage eines urspriinglich fir die
Pravention geforderten und konzipierten Zertifikats (z. B. von DGE, QUETHEB, UGB, VDD, VFED,
VDOE) als Nachweis fiir die Qualifikation von Anbietenden erndhrungstherapeutischer Leistun-

gen als ausreichend anzusehen, sie anzuerkennen und die Leistungen zu bezuschussen.

Neben dem Erwerb von Zertifikaten bieten alle genannten Anbieter (DGE, QUETHEB, UGB, VDD,
VFED, VDOE) Suchplattformen fiir ihre Zertifikatsinhaber an. Die Vielzahl der existierenden
Plattformen ist sowohl fiir die Anbietende von EB und ET als auch fiir Nutzende dieser (Arzte,
Krankenkassen und Patienten) herausfordernd und intransparent. Fir Patientinnen/Patienten
sind Anbietende schwer auffindbar, fir letztere bedeutet die Prasenz auf verschiedenen Platt-

formen einen hohen Aufwand (Kosten, Zeit zur Aktualisierung der Daten).

Die Grindung von E-Zert e.V. erfolgt mit der Absicht einer Verbesserung der Situation sowohl
fur Nutzende der Leistungen als auch flr die Anbietenden dieser durch die Schaffung von

Transparenz, Blndelung von Information und Unabhangigkeit von Verbandsinteressen.
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Satzung

von

E-Zert - Plattform qualifizierte
Ernahrungstherapie & Erndahrungsberatung e. V.

in der Fassung des Beschlusses der Mitgliederversammlung
vom 23.07.2024

§ 1 Name Sitz Geschéftsjahr

1. Der Verein fiihrt den Namen
,E-Zert - Plattform qualifizierte Erndhrungstherapie & Erndhrungsberatung e. V."
und ist Vereinsregister des Amtsgerichts Ulm unter VR 722553 eingetragen.

2. Der Verein hat seinen Sitz in 89547 Gerstetten.

3. Das Geschaftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 2 Gemeinniitzigkeit

1. Der Verein verfolgt ausschliellich und unmittelbar gemeinniitzige Zwecke im
Sinne des Abschnitts "Steuerbegiinstigte Zwecke" der
Abgabenordnung, insbesondere gemal § 52 Absatz 2.

2. Der Verein ist selbstlos tatig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftli-
che Zwecke. Mittel des Vereins diirfen nur fir die satzungsmafligen Zwecke
verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine Gewinnanteile und in ihrer Ei-
genschaft als Mitglieder auch keine sonstigen Zuwendungen aus Mitteln des
Vereins. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins
fremd sind, oder durch unverhaltnismaBig hohe Vergiitungen begiinstigt wer-
den.

3. Alle Inhaber von Vereinsamtern sind ehrenamtlich tatig.
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§ 3 Zweck des Vereins

1.

Der Zweck des Vereins ist die Forderung von Verbraucher- und Patienten-

schutz.

Der Verein kann sich Organisationen auf nationaler und internationaler Ebene

anschlie3en, die gleiche oder dhnliche Ziele verfolgen und ist der Interprofessi-

onalitat verpflichtet.

Der Satzungszweck wird insbesondere (nicht abschlieRend) durch folgende
MalRnahmen verwirklicht:

A

Die Etablierung eines Kriterienkatalogs zur einheitlichen Zertifizierung und
Sichtbarmachung von Anbietern von ET. Die Zulassungsvoraussetzungen,
die von den malRgeblichen Verbanden auf Grundlage des Diatassistenten-
gesetzes (DidtAssG) bzw. der Ausbildungs- und Priifungsverordnung fiir Di-
dtassistentinnen und Diatassistenten (DidtAss-APrV) im Vertrag nach §125
Absatz 1 SGB V liber die Versorgung mit Leistungen der Ernahrungsthera-
pie und deren Vergiitung mit dem Spitzenverband der gesetzlichen Kran-
kenversicherung (GKV) vereinbart worden sind, bilden die Grundlage dieses
Katalogs.

Die Anbieterqualifikation im Bereich ET und EB fiir Patienten, Arzte und
Krankenkassen auf einer 6ffentlich zuganglichen Plattform sichtbar zu ma-
chen.

Forderung der Qualitatssicherung in der ET und EB sowie der beruflichen
Fort- und Weiterbildung.

Festlegung und transparente 6ffentliche Bereitstellung des Rahmens fiir
die Listung und Bepunktung von Fort- und Weiterbildungsveranstaltungen.

Beratung und Unterstiitzung bei
a. der Durchfiihrung von Fort- und Weiterbildungsveranstaltungen,
b. dem Nachweis der Evaluation und der Qualitatssicherung.

Beratung und Unterstiitzung beziiglich der Zertifizierung und zu Fort- und
Weiterbildungsmaoglichkeiten.

Etablierung einer unabhangigen Zertifizierungskommission zur transparen-
ten, nachvollziehbaren Uberpriifung von Fortbildungsangeboten und Leis-
tungserbringern.

S.2



Satzung 23.07.2024

H Bildung eines Forums aller Institutionen und Fachleute, die den Vereins-
zweck unterstiitzen und fordern.

| Informationsbereitstellung fiir Verbraucher und Patienten.

J Umsetzung einer transparenten und nachvollziehbaren Informationspolitik

im Bereich ET und EB.

§ 4 Erwerb der Mitgliedschaft

1.

Ordentliche Mitglieder des Vereins sind
a. die Griindungsmitglieder

und kdnnen sein
b. naturliche und juristische Personen, deren Mitgliedschaft dem Vorstand
fur den Verein und seinem Zweck und Interesse von besonderem
Vorteil erscheint.

Fordernde Mitglieder kdnnen sein
a. Behorden, Korperschaften, Verbande, Kammern, Stiftungen, die auf dem
Gebiet der wissenschaftlich fundierten ET und Pravention (EB)
einschliellich Gesundheitsforderung tatig sind,
b. naturliche und juristische Personen, die die Ziele des Vereins
unterstutzen.

Eine Mitgliedschaft kann weder auf andere tibertragen, noch vererbt werden.

Uber den schriftlichen Aufnahmeantrag entscheidet der Vorstand
ausschlief3lich und endgiiltig. Bei Ablehnung bedarf es keiner Begriindung
gegeniiber dem Antragsteller.

Von der Mitgliedschaft ausgeschlossen (vgl. § 6 Absatz 3)
- auch nachtraglich — sind Personen, deren Bestreben und Betatigung im
Widerspruch zu den in § 3 genannten Zielen stehen.

Fir den Ausschluss zustandig ist der Vorstand.

§ 5 Rechte und Pflichten der Mitglieder

1.

Jedes ordentliche Mitglied hat das Recht, an Mitgliederversammlungen
teilzunehmen und sich an Abstimmungen und Wahlen zu beteiligen. Alle
anderen Mitglieder konnen an den Mitgliederversammlungen und den dort
stattfindenden Diskussionen teilnehmen.
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2. Die Mitglieder sind gehalten, den Verein bei der Erfiillung seiner
satzungsgemalen Aufgaben zu unterstiitzen, insbesondere auch die
Mitgliedsbeitrage zu entrichten. Die Hohe, die Falligkeit und die
Zahlungsmodalitaten regelt die Beitragsordnung.

3. Wohnortwechsel, Anderung der Anschrift, Verdnderungen des Familienamens
und Anderungen von Kommunikationsdaten sind dem Vorstand unverziiglich
zu melden.

4. Der Verein kann die Daten der Mitglieder erheben, verwalten, auswerten und
flr vereinsinterne Zwecke nutzen. Er kann die Daten an Dritte unter Beachtung
des Bundesdatenschutzes libermitteln, soweit es fiir die Zwecke und Ziele des
Vereines erforderlich oder unter Beachtung und Abwagung der Interessen des
Mitglieds forderlich ist. Widerspricht das Mitglied der Weitergabe seiner Daten
an Dritte, ist eine solche ausgeschlossen.

§ 6 Beendigung der Mitgliedschaft
1. Die Mitgliedschaft endet

a. mit dem Tod des Mitglieds; bei juristischen Personen mit Wegfall der
Rechtsfahigkeit,

b. durch freiwilligen Austritt,
c. durch Ausschluss aus dem Verein.

2. Der Austritt erfolgt durch schriftliche Erklarung gegeniber einem Mitglied des
Vorstands. Er ist nur zum Schluss eines Kalenderjahres unter Einhaltung einer
Frist von drei Monaten zulassig.

3. Ein Mitglied kann, wenn es gegen die Vereinsinteressen trotz Abmahnung
durch den Vorstand groblich verstoRen hat bzw. verstoRt, vom Vorstand aus
dem Verein ausgeschlossen werden. Vor dem Entscheid ist dem Mitglied un-
ter Setzung einer angemessenen Frist Gelegenheit zu geben, sich personlich
vor dem Vorstand oder schriftlich zu rechtfertigen. Der Entscheid tber den
Ausschluss ist mit Griinden zu versehen und dem Mitglied mittels Briefes
(Einwurfeinschreiben) bekannt zu machen.

4. Die Beendigung der Mitgliedschaft befreit nicht von der Erfiillung der bis dahin
bestehenden finanziellen Verpflichtungen. Jeglicher Anspruch auf sonstige
Leistungen des Vereins erlischt mit der Mitgliedschaft. Bereits bezahlte Bei-
trage werden nicht zurlickerstattet.
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5. Die Beendigung der Mitgliedschaft hat das sofortige Erloschen aller Mitglieds-
rechte zur Folge. Vereinseigentum muss bei Beendigung der Mitgliedschaft
an den Vorstand zurlickgegeben werden.

§ 7 Organe des Vereins

Organe des Vereins sind
a) Mitgliederversammlung
b) Vorstand

§ 8 Aufgaben der Mitgliederversammlung

1. Die Mitgliederversammlung ist das oberste Organ des Vereins und neben den
in der Satzung im Ubrigen genannten Aufgaben originar zustandig fiir folgende
Angelegenheiten:

a)  Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstands;

b) Genehmigung des vom Vorstand aufgestellten Haushaltsplans fiir
das nachste Geschaftsjahr; Entgegennahme des Jahresberichts des
Vorstands; Entlastung des Vorstands;

c) Wahl zweier Kassenpriifer;

d) Beschlussfassung iiber Anderung der Satzung und iiber die
Auflésung des Vereins;

e) Beschlussfassung iiber die Beitragsordnung.

2. In Angelegenheiten, die in den Zustandigkeitsbereich des Vorstands fallen,
kann die Mitgliederversammlung Empfehlungen an den Vorstand beschlielRen.
Der Vorstand kann seinerseits in Angelegenheiten seines
Zustandigkeitsbereichs die Meinung der Mitgliederversammlung einholen.

§ 9Einberufung der Mitgliederversammlung

1. Hochstes Organ von E-Zert e. V. ist die Mitgliederversammlung. Die
Mitgliederversammlung ist entweder im Prasenzverfahren, im virtuellen
Verfahren oder als Hybridversammlung (Kombination von
Prasenzversammlung und virtueller Versammlung) durchzufihren.

2. Mitgliederversammlungen finden grundsatzlich als Prasenzversammlungen
statt. Der Vorstand kann beschlielen, dass die Mitgliederversammlung
ausschlieB3lich als virtuelle Versammlung oder als Kombination von
Prasenzversammlung und virtueller Versammlung (hybride
Mitgliederversammlung) stattfindet. Ohne einen entsprechenden Beschluss
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haben die Mitglieder keinen Anspruch darauf, virtuell an einer
Prasenzversammlung teilzunehmen.

3. Den Mitgliedern wird bei der virtuellen Teilnahme an einer virtuellen oder
hybriden Mitgliederversammlung durch geeignete technische Vorrichtungen
die Moglichkeit gegeben, virtuell an einer Mitgliederversammlung
teilzunehmen und das Stimmrecht auf elektronischem Wege auszutiben. Die
Einzelheiten zur Registrierung, Gewahrleistung der Zugangsberechtigung, der
Rede- und Fragerechte und Ausiibung des Stimmrechts konnen in einer
Versammlungsordnung geregelt werden. Der Vorstand ist zustandig fiir den
Erlass und die Anderung der Versammlungsordnung. Die Auswahl der
technischen Rahmenbedingungen (Software, technischer Dienstleister) legt
der Vorstand durch Beschluss fest.

4. Einmal im Jahr hat eine ordentliche Mitgliederversammlung stattzufinden. Sie
wird vom Vorstand unter Einhaltung einer Frist von sechs Wochen unter
Angabe der Tagesordnung einberufen. Die Frist beginnt mit dem auf die
Absendung des Einladungsschreibens folgenden Tag. Das
Einladungsschreiben gilt dem Mitglied als zugegangen, wenn es an die letzte
vom Mitglied dem Verein schriftlich oder in Textform bekanntgegebene Post-
oder E-Mail-Adresse gerichtet ist.

5. Die Tagesordnung setzt der Vorstand fest. Jedem Mitglied steht es frei, eigene
Tagesordnungspunkte anzumelden, die jedoch dem Vorstand mindestens
zwei Wochen vor der Mitgliederversammlung zugehen miissen und an die
Mitglieder mindestens eine Woche vor der Mitgliederversammlung versandt
sein mussen.

6. Zu der Mitgliederversammlung sind alle ordentlichen und férdernden
Mitglieder sowie die Mitglieder des Beirats zu laden und haben ein
Teilnahmerecht.

7. Der Vorstand kann jederzeit eine aullerordentliche Mitgliederversammlung
einberufen. Diese muss von ihm einberufen werden, wenn das Interesse des
Vereins es erfordert oder wenn die Einberufung von einem Drittel aller
ordentlichen Mitglieder schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Griinde
vom Vorstand verlangt wird.
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§10

1.

Beschlussfassung der Mitgliederversammlung

Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung
von einem anderen Vorstandsmitglied geleitet. Ist kein Vorstandsmitglied
anwesend, bestimmt die Mitgliederversammlung den Versammlungsleiter. Bei
Wahlen ist die Versammlungsleitung fiir die Dauer des Wahlganges einem
Wahlausschuss bzw. dem Wabhlleiter zu tibertragen.

Der Protokollfiihrer wird vom Versammlungsleiter bestimmt; zum
Protokollfiihrer kann auch ein Nichtmitglied bestimmt werden.

Die Abgabe der Stimme erfolgt durch Stimmkarten, Handzeichen oder durch
elektronische Ausiibung des Stimmrechts. Die Art der Abstimmung bestimmt
der Versammlungsleiter. Die Abstimmung muss geheim durchgefiihrt werden,
wenn ein anwesendes stimmberechtigtes Mitglied dies beantragt.

Stimmberechtigt sind nur ordentliche Mitglieder. Jedes ordentliche Mitglied
hat eine (1) Stimme.

Die Mitgliederversammlung ist nicht 6ffentlich. Uber die Zulassung von Gésten
entscheidet die Mitgliederversammlung mit einfacher Mehrheit.

Die Mitgliederversammlung ist bei ordnungsgemaler Einberufung,
unabhangig von der Zahl der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder,
beschlussfahig.

Beschliisse werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst, soweit diese
Satzung oder das Gesetz keine andere Mehrheit vorschreibt;
Stimmengleichheit gilt als Ablehnung, Stimmenthaltungen bleiben
unberticksichtigt.

Satzungsanderungen bediirfen einer 3/4-Mehrheit aller anwesenden
stimmberechtigten Mitglieder.

Fiir Wahlen gilt folgendes:

a) Wahlen erfolgen geheim per Stimmzettel oder durch elektronische
Ausiibung des Stimmrechts.

b) Der Vorstand hat mindestens vier Wochen vor der Einladung zu der
Mitgliederversammlung, auf der eine Wabhl stattfinden soll, alle
Mitglieder aufzufordern, Kandidaten, auch sich selbst, fiir die zu
besetzenden Amter zu benennen.

c) Die Mitgliederversammlung wahlt zuerst einen Wabhlleiter, der kein
Vereinsmitglied sein muss. Dieser kann sich einen oder mehrere
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Assistenten bestimmen, die ebenfalls keine Vereinsmitglieder sein
muissen. Wabhlleiter und Assistenten bilden den Wahlausschuss. Der
Wahlleiter bestimmt einen seiner Assistenten zum Protokollanten
des Wahlvorgangs. Das Protokoll Gber die Wahlen ist vom Wabhlleiter
und dem Protokollanten zu unterzeichnen und dem Vorstand zur
Verwahrung in den Unterlagen des Vereins zu libergeben.

d) Es werden vom Wahlausschuss Stimmzettel an alle
stimmberechtigten Mitglieder verteilt, die die Namen samtlicher in
der Einladung genannten Kandidaten enthalten. Jedes
stimmberechtigte Mitglied hat so viele Stimmen wie Amter zu
vergeben sind. Es sind die Kandidaten gewabhlt, die die meisten
Stimmen zur Besetzung des bzw. der offenen Amter auf sich
vereinigen. Haben zwei oder mehr Kandidaten die gleiche
Stimmenzahl erhalten und stehen nicht mehr fiir jeden von den
Kandidaten ein Amt zur Verfligung, erfolgt zwischen diesen
Kandidaten eine Stichwahl, bei der wieder jedes stimmberechtigte
Mitglied so viele Stimmen hat wie Amter zu besetzen sind.

10.Uber Antréage auf Erganzung der Tagesordnung, die in der

11.

Mitgliederversammlung gestellt werden, beschliel3t die
Mitgliederversammlung. Zur Annahme des Antrags ist eine 3/4-Mehrheit der
abgegebenen giiltigen Stimmen erforderlich. Sofern ein solcher
angenommener Antrag inhaltlich eine Beschlussfassung zum Ziel hat, kann
eine solche nur erfolgen, wenn samtliche stimmberechtigten Mitglieder
anwesend oder wirksam vertreten sind und keiner der Beschlussfassung
widerspricht.

Uber die Beschliisse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll
aufzunehmen. Dieses ist vom Versammlungsleiter und Protokollfiihrer zu
unterzeichnen. Alle Mitglieder sollten bis spatestens einen Monat nach der
Versammlung die Mdglichkeit haben das Protokoll online einzusehen.
Einwendungen gegen den Inhalt des Protokolls sind innerhalb von einem
Monat nach Bereitstellung schriftlich und substantiiert dem Vorstand
mitzuteilen. Hilft der Vorstand dem Einwand ab, teilt er die Anderung allen
Mitgliedern mit. Hilft der Vorstand dem Einwand nicht ab, legt er das Protokoll
der nachsten Mitgliederversammlung zur Genehmigung vor.
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§11

Vorstand

. Der Vorstand des Vereins besteht aus mindestens drei Personen, dem

Vorsitzenden, seinem Stellvertreter und dem rechnungsfiihrenden Vorstand.

Der Vorstand organisiert sich selbst. Er kann sich eine Geschaftsordnung
geben, in der unter anderem die einzelnen Verantwortungs- und
Aufgabenbereiche seiner Mitglieder sowie die Entscheidungsfindung
festgelegt werden. Ziffer 4 bleibt unbertihrt.

Der Vorstand kann zur Erfiillung einzelner Aufgaben Ausschiisse bilden, die
ihm zuarbeiten und auf Wunsch des Vorstands Empfehlungen fiir Entscheide
des Vorstands aussprechen.

Der Verein wird gerichtlich und auRergerichtlich durch zwei Mitglieder des
Vorstands vertreten.

Der Vorstand ist berechtigt, Satzungsanderungen vorzunehmen, soweit diese
von Aufsichts-, Gerichts- oder Finanzbehdrden aus formellen Griinden verlangt
werden. Dies gilt insbesondere fiir Satzungsanderungen, die vom zustandigen
Amtsgericht als Voraussetzung zur Eintragung oder vom Finanzamt zur
Erlangung bzw. dem Erhalt der Gemeinniitzigkeit gefordert werden. Es darf
sich um keine Beschliisse handeln, die den Vereinszweck inhaltlich andern.
Der Vorstand muss die Mitglieder aber alsbald davon in Kenntnis setzen.

Der Vorstand hat folgende Aufgaben:

a) Vertretung des Vereins im AuRenverhéltnis,

b)  Fihrung der laufenden Geschéafte des Vereins, soweit sie nicht durch
die Satzung einem anderen Vereinsorgan zugewiesen sind,

c) Ausarbeitung und Festlegung von Strategien zur Erfiillung des
Vereinszwecks und Verfolgung der Vereinsziele,

d) Definition, Erarbeitung und Weiterentwicklung der im Vereinszweck
genannten Richtlinien und Standards fiir die Struktur- und
Prozessqualitat,

e) Festlegung der Vereinspolitik gemaR der Satzung des Vereins,

f)  Leitung der Mitgliederversammlung,

g) Bestellung, Abberufung und Uberwachung von Geschéftsfiihrern,

h)  Einsetzung von Ausschiissen und Uberwachung von deren Arbeit,

i) Einsetzung der Zertifizierungskommission, Ernennung und
Abberufung von deren Mitgliedern,

j)  Aufstellung des jahrlichen Haushaltsplans fiir das folgende Jahr mit
jeweils einer Planung fiir weitere zwei Jahre,
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k)  Erstellung Jahresbericht fiir die Mitglieder,
) Befreiung von der Entrichtung des Mitgliederbeitrags in begriindeten
Einzelfallen.

7. Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von fiinf

§12

§13

Jahren, vom Tage der Wahl an gerechnet, gewahlt; er bleibt jedoch bis zur
Neuwahl des Vorstands im Amt. Wahlbar sind nur ordentliche
Vereinsmitglieder.

Scheidet ein Mitglied des Vorstands wahrend der Amtsperiode aus,
bestimmen die verbleibenden Vorstandsmitglieder einen Ersatz fiir das
scheidende Vorstandsmitglied fiir den Rest der regularen Amtsperiode. Die
nachste Mitgliederversammlung entscheidet dann liber Bestatigung oder
Ablehnung dieses Ersatzmitglieds. Im Falle der Ablehnung wahlt die
Mitgliederversammlung ein anderes Ersatzmitglied fiir den Rest der regularen
Amtsperiode.

Ein Vorstandsmitglied kann vorzeitig nur aus wichtigem Grund von der
Mitgliederversammlung mit einer 3/4-Mehrheit abberufen werden. Eine
Amtsniederlegung durch das Vorstandsmitglied ist jederzeit gegentiber dem
Vorstand maglich.

Kassenpriifer

. Die Kassenpriifer kontrollieren die Buchfiihrung des Vereins. Sie sind zur

uneingeschrankten Einsicht in samtliche Blicher und Geschaftsunterlagen des
Vereins berechtigt. Sie sind unabhangig und nicht weisungsgebunden. Die
Kassenpriifer sind zur Verschwiegenheit verpflichtet.

Die Kassenpriifer berichten bei der nachsten Mitgliederversammlung iber das
Ergebnis der Priifung.

Die Kassenpriifer werden auf zwei Jahre von der Mitgliederversammlung
gewahlt.

Geschaftsfiihrung

. Der Vorstand kann zur Erfiillung insbesondere der nachgenannten Aufgaben

eine Geschaftsfiihrung mit einem oder mehreren Geschaftsfiihrern einsetzen.

Der Geschaftsfiihrung obliegen folgende Aufgaben:
a) Fihrung der operativen Geschéfte,
b)  Erledigung des laufenden Zahlungsverkehrs,
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§14

§15

c) Vorbereitung der Sitzungen des Vorstandes und der
Mitgliederversammlungen,

d)  Zuarbeit fiir den Vorstand,

e) Kommunikation mit dem Beirat,

f)  Leitung der Geschéftsstelle,

g) Unterstiitzung der Zertifizierungskommission,

h)  Organisation von Veranstaltungen.

Der Vorstand ist jederzeit berechtigt, der Geschaftsfiihrung weitere Aufgaben
zu Ubertragen oder ihr Weisungen zu erteilen. Die Geschaftsfiihrung berichtet
dem Vorstand entsprechend dessen Vorgaben.

Der bzw. die Geschaftsfiihrer werden vom Vorstand bestellt bzw. abberufen.

Der Vorstand kann einen oder mehrere Geschaftsfiihrer durch gesonderte
schriftliche Vollmacht ermachtigen, im Rahmen der Erfiillung seiner/ihrer
Aufgaben den Verein im AuBenverhaltnis zu vertreten.

Zertifizierungskommission

. Der Vorstand setzt eine Zertifizierungskommission ein, deren Aufgabe ist es,

Leistungsanbieter*innen im Bereich EB (Pravention) und ET, die die
Zertifizierung beantragen, auf Erfiillung und aufrecht Erhaltung der geforderten
Standards zu Uberpriifen.

Mitglieder der Zertifizierungskommission miissen nicht Mitglieder des Vereins
sein. Der Vorstand ernennt die Mitglieder nach seinem freien und
pflichtgemaRen Ermessen bzw. beruft sie ab. Die Kommission sollte
paritatisch besetzt sein und sie sollte mindestens je einen Vertreter der
griindenden Verbande umfassen.

Die Zertifizierungskommission arbeitet unabhangig, eigenverantwortlich und
ist nicht weisungsgebunden. Bestehen Zweifel an der ordnungsgemafen
Austubung ihrer Arbeit, so kann bzw. nach einem entsprechenden Beschluss
der Mitgliederversammlung muss der Vorstand einen externen Priifer mit der
Uberpriifung beauftragen. Dieser berichtet dann dem Vorstand und den
Mitgliedern auf der nachsten Mitgliederversammlung.

Beirat

. Der Verein hat einen Beirat.

Beiratsmitglieder werden vom Vorstand fiir zwei Jahre ernannt. Mitglieder des
Beirats sollen hilfreich und/oder forderlich fiir die Interessen des Vereins bzw.

S. 11
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§17

§18

§19

die Arbeit des Vorstands sein. Der Beirat kann sich mit Zustimmung des
Vorstands eine Beitragsordnung geben.

Der Beirat wird nur auf Anfrage bzw. Anforderung durch den Vorstand tatig
entweder als Gremium oder durch einzelne Beiratsmitglieder entsprechend der
Aufgaben- bzw. Fragestellung.

Eine Abberufung eines Beiratsmitglieds sowie eine Amtsniederlegung sind
jederzeit moglich und bedirfen keiner Begriindung.

Zu den Sitzungen des Beirats haben alle Vorstandsmitglieder des Vereins
Zutritt, auch das Recht zur Diskussion, aber kein Stimmrecht. Die
Vorstandsmitglieder sind zu den Sitzungen des Beirats zu laden.

Die Beschliisse des Beirats sind zu Beweiszwecken in ein Beschlussbuch
einzutragen und vom jeweiligen Sitzungsleiter zu unterschreiben.

Die Mitglieder des Beirats sollen an den Mitgliederversammlungen teilnehmen.

Auflosung des Vereins und Vermogensanfall

. Die Mitgliederversammlung kann die Auflésung des Vereins mit einer 3/4-

Mehrheit beschlieRen.

Bei Auflosung des Vereins oder bei Wegfall steuerbeglinstigter Zwecke fallt
das Vermdgen des Vereins an die Deutsche Krebshilfe e.V. bzw. deren Rechts-
oder Vermdgensnachfolger, die es ausschlieBlich und unmittelbar fir
gemeinnitzige Zwecke zu verwenden hat bzw. haben.

Haftung

. Fir die Verbindlichkeiten des Vereins haftet ausschlieBlich der Verein mit

seinem Vermogen.

Eine personliche Haftung der Mitglieder fiir Verbindlichkeiten des Vereins
besteht nicht.

§ 31a und § 31b BGB bleiben unberiihrt.

Schriftform

Soweit nach Gesetz oder Satzung nicht ausdriicklich Schriftform oder eine an-
dere Form gefordert ist, genligt zur Wahrung der Form die Textform im Sinne
des § 126b BGB.

Salvatorische Klausel
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1. Sollten einzelne Bestimmungen dieser Satzung ganz oder teilweise unwirksam
oder nichtig sein oder werden, so wird dadurch die Wirksamkeit der Satzung
im Ubrigen nicht beriihrt. Die Mitglieder verpflichten sich, die unwirksame oder
nichtige Bestimmung durch diejenige wirksame Bestimmung zu ersetzen, die
dem rechtlich und wirtschaftlich Gewollten rechtswirksam mdoglichst nahe-
kommt. § 11 Absatz 5 gilt entsprechend.

2. Sind Bestimmungen dieser Satzung auslegungs- oder erganzungsbediirftig,
erfolgt die Auslegung oder Erganzung unter weitest gehender Berlicksichti-
gung von Zweck, Inhalt und Geist der Satzung sowie dem mutmallichen Wil-
len der Mitglieder, hatten sie die Auslegungs- bzw. Erganzungsbedirftigkeit er-
kannt.

3. Fir den Fall von Regelungsliicken gilt vorstehender Absatz entsprechend.



	Präambel
	§ 1  Name Sitz Geschäftsjahr
	§ 2  Gemeinnützigkeit
	§ 3  Zweck des Vereins
	§ 4  Erwerb der Mitgliedschaft
	§ 5  Rechte und Pflichten der Mitglieder
	§ 6  Beendigung der Mitgliedschaft
	§ 7  Organe des Vereins
	§ 8  Aufgaben der Mitgliederversammlung
	§ 9 Einberufung der Mitgliederversammlung
	§ 10 Beschlussfassung der Mitgliederversammlung
	§ 11 Vorstand
	§ 12 Kassenprüfer
	§ 13 Geschäftsführung
	§ 14 Zertifizierungskommission
	§ 15 Beirat
	§ 16 Auflösung des Vereins und Vermögensanfall
	§ 17 Haftung
	§ 18 Schriftform
	§ 19 Salvatorische Klausel

